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Der EuGH hat die Maßst�be f�r die Zul�s-
sigkeit von Datenexporten aus der EU in
Drittstaaten neu abgesteckt (Rs. C-311/18

– Schrems II, EWS 2020, 204). Das Urteil
behandelt entgegen dem Eindruck vielfa-
cher Pressemeldungen nicht allein das Pri-
vacy-Shield-Abkommen mit den USA,
sondern systematisiert umfassend das Da-
tenexportregime der Art. 44–49 DSGVO.
Wichtige Fragen bleiben allerdings offen.

Der EuGH hat nach dem Safe-Harbor-Ab-
kommen (Rs. C-362/14 – Schrems I) nun
auch dessen Nachfolger, das Privacy-
Shield-Abkommen zwischen der EU und
denUSA, als unzureichendeGrundlage f�r
den transatlantischen Datenexport befun-
den. Der darauf bezogene Angemesse-
nheitsbeschluss der Europ�ischen Kom-
mission �ber das Schutzniveau f�r perso-
nenbezogene Daten in den USA nach
Art. 45 Abs. 1 und 2 DSGVO ist unwirk-
sam. Der EuGH begr�ndet dies mit der
Verletzung von Artt. 7, 8, 47 GRCh (Rn.
199), welche die Rechte auf Privatsph�re,
Datenschutz, wirksame Rechtsbehelfe und
unparteiische Gerichte verb�rgen. Diese
Rechte seien Pr�fungsmaßstab f�r das
beim Datenexport in Drittstaaten erforder-
liche Schutzniveau (Rn. 169, 186). Die Eu-
rop�ische Kommission h�tte aus dem Pri-
vacy-Shield-Abkommen kein angemesse-
nes Schutzniveau f�r personenbezogene
DatenvonEU-B�rgern in denUSA folgern
d�rfen, da darin Eingriffsbefugnisse f�r
Geheimdienste der USAweder tatbestand-

lich hinreichend klar umrissen (Rn. 180)
nochmitwirksamenRechtsbehelfenverse-
hen seien (Rn. 197).

Datenexporteure k�nnen sich nun aller-
dings ebensowenig auf die Standarddaten-
schutzklauseln unter Art. 46 Abs. 2 c)
DSGVO berufen. Denn die in Art. 46
Abs. 1 DSGVO genannten Anforderungen
an „geeignete Garantien“, „durchsetzbare
Rechte“ und „wirksame Rechtsbehelfe“
seien im Licht von Art. 44 DSGVO auszu-
legen, der ein hohes Schutzniveau f�r Da-
tenexporteverlange (Rn. 92f.).Daherm�s-
sten auchhier dieEU-Grundrechte zurGel-
tung kommen, wobei die „Elemente, die im
Kontext von Art. 46 der DSGVO zu ber�ck-
sichtigen sind, denen [entsprechen], die in
ihrem Art. 45 Abs. 2 in nicht abschließen-
der Weise aufgez�hlt werden“ (Rn. 101,
104). Damit stellt der EuGH einen Gleich-
lauf zwischen der �bermittlung auf Grund
von Angemessenheitsbeschl�ssen und
Standarddatenschutzklauseln hinsichtlich
der erforderlichen Grundrechtsstandards
im Bestimmungsland her und verpflichtet
die Datenschutzbeh�rden zum Eingreifen
(Rn. 121). Ein „rechtliches Vakuum“ sieht
der EuGH f�r Datenexporte in die USA
dennoch nicht, daArt. 49DSGVO insoweit
„klareRegelungen“ enthalte (Rn. 202).

�berraschend ist zun�chst die umfassende
Harmonisierung der �bermittlungstatbe-
st�nde nach Artt. 45 und 46DSGVO. Denn
wenn f�r beide eine gleichsam umfassende
Feststellung angemessener Grundrechts-
standards im Bestimmungsland erforder-
lich ist, bleibt im Dunkeln, welche eigen-
st�ndige Funktion den nach den Standar-
ddatenschutzklauseln privatrechtlich ab-
gegebenen Garantien zukommt. Immerhin
sah Generalanwalt Saugmandsgaard Øe in
diesen eine Kompensation f�r das Rechts-
schutzdefizit eines Bestimmungslandes,
welches einemAngemessenheitsbeschluss
im Wege stehen w�rde (s. Schlussantr�ge
Rs. C-311/18, Rn. 118ff.). Es d�rfte kaum
zu erwarten sein, dass Unternehmen auf
Grund von Standarddatenschutzklauseln
und selbst getroffener Feststellungen zu
den Rechtsschutzstandards im Bestim-
mungsland einen Datenexport vornehmen
werden,wenn dieEinsch�tzung derGrund-
rechtestandards in den USA wiederholt
nicht einmal der Europ�ischen Kommis-

sion zu gelingen vermag. Diese Rechtsun-
sicherheit d�rfte insbesondere auch die
konzerninterne Datenweitergabe auf
Grund interner Datenschutzvorschriften
(binding corporate rules) nach Art. 46
Abs. 2 b) i.V.m. Art. 47 DSGVO verhin-
dern, da Art. 46 Abs. 1 DSGVO sich auf
seinen gesamten Abs. 2 bezieht. Schließ-
lich wird der Anwendungsbereich von
Art. 45 Abs. 7 DSGVO durch diesen tatbe-
standlichen Gleichlauf fraglich, wo doch
die Norm ausdr�cklich ein abstraktes Ne-

beneinander der �bermittlungsvarianten
erm�glicht (vgl. Schantz, in: Simitis/Hor-
nung/Spiecker gen. D�hmann, Daten-
schutzrecht, Art. 45 Rn. 26; Voigt/Posedel,
PinG 2016, 40, 42).

Bei aller Skepsis gegen�ber einem umfas-
senden Gleichlauf der DSGVO-Exporttat-
best�nde bleibt nur �brig, die vom EuGH
angedeuteten M�glichkeiten des Art. 49
DSGVO zu eruieren. Hier ist allerdings
sein Ausnahmecharakter hinderlich („Aus-
nahmen f�r bestimmte F�lle“; kritisch
auch Ambrock/Karg, ZD 2017, 154,
157ff.; zum Meinungsstand Pauly, in:
Paal/Pauly, DS-GVO BDSG, 2. Aufl.
2018, Art. 49 Rn. 2). Regelm�ßiger Daten-
export findet hierunter kaum hinreichende
Rechtssicherheit. Wo standardm�ßig auf
die Einwilligung nach Art. 49 Abs. 1 a)
DSGVO abgestellt wird, kommt es auch zu
einer strukturellen Verschiebung der An-
gemessenheitsfrage in den Verantwor-
tungsbereich der Datensubjekte selbst – ob
dies eine Datenverarbeitung nach „Treu
und Glauben“ (Art. 8 Abs. 2 S. 1 GRCH)
erm�glicht, ist angesichts der Asymme-
trien zwischen Verbrauchern und kommer-
ziellen Datennutzern zweifelhaft. Weiter-
hin d�rfte auch bei einer �bermittlung un-
ter Art. 49 DSGVO ein zu Artt. 45 und 46
DSGVO �quivalentes Grundrechteschutz-
niveau erforderlich sein, denn der EuGH
bezieht dieseAnforderung auf das gesamte
Kapitel V. der DSGVO (Rn. 92). Ge-
sch�ftsmodelle, die den Datenexport als
essentiellen Bestandteil enthalten, stehen
folglich grunds�tzlich in Frage, solange
nicht die Kommission einen wirksamen
Angemessenheitsbeschluss erl�sst.
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